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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

In der Wintersession 2021 beriet der Nationalrat über den Kredit zur Erneuerung des
Zentralen Migrationsinformationssystems (ZEMIS). Für die Kommission führte Céline
Widmer (sp, ZH) aus, dass es sich beim vorliegenden Geschäft um ein «komplexes und
departementübergreifendes IT-Projekt» handle und damit keine materiellen
Änderungen zum Anwendungsbereich von ZEMIS beschlossen würden. Basierend auf
einem Mitbericht der Finanzkommission sei die SPK-NR übereingekommen, den
Risikozuschlag im Vergleich zur bundesrätlichen Botschaft von CHF 9.3 Mio. auf CHF
5.66 Mio. herabzusetzen, weswegen die Kommission ihrem Rat Zustimmung zu einen
Verpflichtungskredit in der Höhe von insgesamt CHF 50.66 Mio. beantragte. Der
Nationalrat kam diesem Antrag nach und stimmte dem Geschäft in der
Gesamtabstimmung mit 170 zu 2 Stimmen (1 Enthaltung) zu. Die Ausgabenbremse hatte
er zuvor mit ähnlichem Stimmverhältnis gelöst. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2021
MARLÈNE GERBER

Asylpolitik

Nachdem der Bundesrat im Januar 2021 den Entwurf der SPK-NR zur Änderung des
Asylgesetzes (AsylG), gutgeheissen hatte, widmete sich der Nationalrat in der
Sondersession 2021 als Erstrat dem Entwurf. Konkret schlug die SPK-NR vor, dem SEM
das Recht zu erteilen, im Rahmen des Asyl- oder Wegweisungsverfahrens die mobilen
Datenträger von Asylbewerbenden zu verwenden, deren Identität nicht anders
festgestellt werden kann. Die Feststellung der Identität, der Staatsangehörigkeit und
des Fluchtweges sei ein wichtiger Faktor für die Geschwindigkeit der Asylverfahren,
insbesondere bei Personen, die keine Papiere mit sich tragen – was auf 70 bis 80
Prozent der Asylbewerbenden zutreffe. Die Möglichkeit zur Nutzung von Mobiltelefonen
im Rahmen der Mitwirkungspflicht würde diesen Vorgang und somit das gesamte
Verfahren beschleunigen, was wünschenswert sei, erklärte Marco Romano (mitte, TI) im
Namen der Kommissionsmehrheit. Der zweite Kommissionssprecher, Damien Cottier
(fdp, NE), erläuterte weiter, dass es das Ziel dieses Entwurfes sei, eine Brücke zu
schlagen zwischen dem nötigen Zugang zu verlässlichen Informationen über die
Identität der Antragstellenden und deren Privatsphäre. Letztere werde unter anderem
dadurch sichergestellt, dass die Herausgabe der Datenträger nur als Ultima Ratio
vorgesehen sei. Weiter solle die betroffene Person über die genauen Massnahmen und
die Vorgehensweise informiert werden und in Begleitung eines Rechtsbeistandes bei
der Auswertung persönlich anwesend sein. Ausserdem dürfe die Aushändigung nicht
erzwungen werden und der Bundesrat solle nach drei Jahren eine Evaluation dieser
Massnahmen vornehmen und einen entsprechenden Bericht veröffentlichen. Gregor
Rutz (svp, ZH), auf dessen parlamentarische Initiative dieser Gesetzesentwurf
zurückging, betonte im Namen der SVP-Fraktion, dass die Daten dabei helfen könnten,
den Kampf gegen Schlepper-Netzwerke voranzubringen, und vielleicht sogar dabei,
Kriegsverbrechen aufzudecken. Auch der Bundesrat sprach sich für die beantragte
Gesetzesrevision aus, wobei er insbesondere die Regeln zur Wahrung der
Verhältnismässigkeit und des Datenschutzes befürworte, wie Bundesrätin Karin Keller-
Sutter ausführte.
Eine Minderheit um Balthasar Glättli (gp, ZH) wollte nicht auf die Vorlage eintreten, weil
es das offensichtliche Ziel dieser Vorlage sei, dass Asylsuchende leichter abgewiesen
und zurückgeführt werden können. Daten aus Deutschland zeigten, dass das Auswerten
von mobilen Datenträgern fehleranfällig sei und oft nicht den gewünschten Effekt
bringe. So habe nur in seltenen Fällen ein Widerspruch zu den Aussagen der
betroffenen Personen aufgedeckt werden können. Für einen solch kleinen «materiellen
Bonus» sei das Verfahren schlicht zu teuer und zu aufwendig, wie Glättli erklärte. Ada
Marra (sp, VD) ergänzte, es sei höchst problematisch, dass mit dieser Gesetzesänderung
den Asylsuchenden faktisch mehr Privatsphäre abgesprochen werde als
Schwerverbrecherinnen und Schwerverbrechern; um die Daten der mobilen
Datenträger in einem Strafverfahren durchsuchen zu dürfen, sei nämlich ein
richterlicher Entscheid nötig, was hier nicht vorgesehen sei. Ähnlich schien es auch das
UNHCR zu sehen, welcher sich in einer Stellungnahme kritisch zur vorgeschlagenen
Gesetzesänderung geäussert hatte. Das Hochkommissariat hatte moniert, der starke
Eingriff in die Privatsphäre der Schutzsuchenden, welche völkerrechtlich sowie durch

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2021
SARAH KUHN

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



die Bundesverfassung geschützt sei, werde zu wenig gut geregelt. Des Weiteren sei es –
mit Blick auf die auch von Balthasar Glättli angesprochenen Evaluationen aus
Deutschland – zu bezweifeln, dass die Massnahme wirklich das gewünschte Ziel
erreiche. Gegen den Widerstand von Links-Grün trat der Nationalrat schliesslich mit
122 zu 65 Stimmen auf die Vorlage ein.
In der Detailberatung forderte Gregor Rutz, dass die mobilen Geräte bei Asylverfahren
und Wegweisungsverfahren für fünf Tage zwangsweise entzogen werden dürfen, sollte
eine betroffene Person diese nicht freiwillig abgeben. Rutz argumentierte, dieser
Zwang könne auch präventiv wirken und die Gesuchstellenden dazu bewegen, von
selbst aktiv mitzuwirken. Da dies lediglich die Klärung der Identität betreffe, gehe dieser
Vorschlag zu weit, fand jedoch Kurt Fluri (fdp, SO), insbesondere da bereits die
Verweigerung per se in den Asylentscheid mit einfliessen werde. Céline Widmer (sp, ZH)
fügte an, dass auch der EDÖB klar vermerkt habe, dass die Durchsuchung der Daten nie
unter Zwang geschehen dürfe. Und auch der Bundesrat habe in seiner Stellungnahme
deutlich gemacht, dass ein Zwang die Verhältnismässigkeit verletzen würde, die nötig
ist, um ein Grundrecht einzuschränken, führte Damien Cottier weiter aus. In der Folge
lehnte der Nationalrat diese Forderung mit 117 zu 70 Stimmen bei einer Enthaltung ab,
wobei sich neben der geschlossenen SVP-Fraktion auch die Hälfte der Mitte-Fraktion
sowie einzelne Stimmen aus der FDP.Liberalen-Fraktion dafür aussprachen. Auf der
anderen Seite versuchte Ada Marra ebenso erfolglos, die Regelung, dass Mobiltelefone
beim Asylverfahren oder bei Rückweisungen genutzt werden dürfen, ganz zu streichen.
Unterstützung erhielt sie aus der eigenen sowie der Grünen Fraktion. Ihre beiden
Einzelanträge wurden somit mit 121 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt.
In einem zweiten Block wurde in insgesamt fünf Anträgen geklärt, welche Daten
erhoben, wie lange sie gespeichert und wie sie verarbeitet werden dürfen. Auch hier
lehnte der Nationalrat alle Minderheiten und Einzelanträge ab und stimmte somit dem
Entwurf der SPK-NR unverändert zu. Gregor Rutz forderte etwa zum einen, dass die
Notwendigkeit und die Verhältnismässigkeit des Verfahrens nicht in jedem Einzelfall
neu geprüft werden müssen, und zum anderen, dass die betroffene Person nicht über
das Verfahren aufgeklärt werden muss. Das Verfahren solle laut Rutz nicht zuletzt im
Sinne der Betroffenen «fair, korrekt, aber auch effizient» sein, weshalb diese
zeitintensiven Bedingungen zu streichen seien. Ausserhalb der Fraktionen der SVP und
der Mitte erhielten die Anträge von Rutz allerdings keine Zustimmung. Es sei wichtig,
dass die Menschen verstünden, worum es gehe und was mit ihren Daten passiere,
verteidigte Kommissionssprecher Cottier die Auflagen. Céline Widmer (sp, ZH)
übernahm zudem zwei Minderheitsanträge von Angelo Barrile (sp, ZH) für eine
Verstärkung des Datenschutzes, die allerdings ebenfalls ausschliesslich von Mitgliedern
der SP-, der Grünen- und der Grünliberalen-Fraktion unterstützt wurden und somit mit
111 zu 79 Stimmen abgelehnt wurden.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf der SPK-NR mit 123 zu 65
Stimmen gegen den Willen der SP- und der Grünen-Fraktion sowie einem Mitglied der
Grünliberalen an. Damit ging das Geschäft weiter an den Ständerat. 2

Im April 2022 beschloss die SPK-NR mit 11 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) die
Lancierung einer Motion, mit welcher sie einen «erleichterten Zugang zur beruflichen
Ausbildung für abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers» forderte. Seit 2013 muss
eine Person mindestens fünf Jahre lang durchgehend die obligatorische Schule in der
Schweiz besucht haben und eine gute Integration vorweisen können, um eine
Härtefallbewilligung für eine Berufslehre zu erhalten. Der Bericht des Bundesrates
«Gesamthafte Prüfung der Problematik der Sans-Papiers» habe nun aber gezeigt, dass
so bis ins Jahr 2020 lediglich 61 jugendliche Sans-Papiers eine Berufsausbildung hätten
starten können. Folglich sei diese Regelung zu restriktiv, wie Céline Widmer (sp, ZH) im
Namen der Kommissionsmehrheit im Nationalrat für die Vorlage argumentierte.
Basierend auf den Empfehlungen des Berichts solle der Bundesrat nun konkret prüfen,
ob der erforderliche Besuch der obligatorischen Schule in der Schweiz von mindestens
fünf auf zwei Jahre herabgesetzt werden könne und ob auch Jugendliche, welche die
obligatorische Schule für weniger als zwei Jahre oder gar nicht besucht haben,
miteinbezogen werden könnten. Darüber hinaus solle auch die Möglichkeit von
anonymisierten Gesuchen geprüft werden. Barbara Steinemann (svp, ZH) begründete
die ablehnende Position der Minderheit unter anderem damit, dass Lehrbetriebe diese
Anpassung dazu nutzen könnten, Asylsuchenden dabei zu helfen, eine
Aufenthaltsbewilligung zu erlangen, denn diese würde für die Dauer der beruflichen
Grundbildung automatisch gewährt. Auch der Bundesrat lehnte die Motion ab, wobei
Justizministerin Karin Keller-Sutter unter anderem ausführte, dass damit eine
Ungleichbehandlung gegenüber jungen Asylsuchenden und Sans-Papiers geschaffen
würde, die studieren möchten, da diese strengeren Zulassungskriterien unterworfen

MOTION
DATUM: 08.06.2022
SARAH KUHN
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wären. Entgegen der Kommissionsminderheit und dem Bundesrat entschied sich der
Nationalrat jedoch mit 111 zu 73 Stimmen (bei 4 Enthaltungen), die Motion anzunehmen.
Die Fraktionen der SP, Grünen und der GLP stimmten geschlossen für die Vorlage und
wurden dabei von der Hälfte der FDP.Liberalen- sowie einer Zweidrittelmehrheit der
Mitte-Fraktion unterstützt. 3

Mit einer Motion wollte die FDP-Fraktion die irreguläre Sekundärmigration stoppen
und deren Ursachen bekämpfen. Sie bemängelte, dass die Dublin-Rückführung von
Asylsuchenden, die sich zuvor bereits länger in einem sicheren Drittstaat aufgehalten
hatten, zurzeit nicht richtig funktioniere. Dabei verwies die Fraktion auf die Situation in
Italien, aber auch auf zunehmend erschwerte Rückführungsbedingungen in andere
Länder. Mit folgenden sechs Aufträgen wollte die Urheberin den Bundesrat zur
Verbesserung der Situation anhalten: Erstens verlangte die FDP-Fraktion eine Änderung
des Asylgesetzes, damit der Bund auf Asylgesuche von Personen, die sich zuvor in
einem sicheren Drittland aufgehalten hatten, konsequent nicht mehr eintritt. Zweitens
forderte sie eine Beschleunigung des Wegweisungsverfahrens, drittens eine Evaluation
der Aktionspläne mit Deutschland und Österreich zur Bekämpfung der irregulären
Sekundärmigration, viertens den Abschluss von Rückübernahmeabkommen mit
weiteren Drittstaaten, fünftens Anpassungen der Liste der sicheren Drittstaaten, in die
eine Rückführung zulässig ist, sowie sechstens verstärkte Bemühungen zur Bekämpfung
des Menschenhandels und der Schlepperkriminalität. In seiner Stellungnahme hob der
Bundesrat die laufenden Bemühungen hervor und zeigte sich bereit, die Forderungen
zwei bis sechs auch in diesem Sinne anzunehmen. Die vorgeschlagene Änderung des
Asylgesetzes beantragte er jedoch zur Ablehnung, da es eine solche verunmöglichen
würde, in spezifischen Fällen – etwa bei humanitären Einzelfällen – das Asylgesuch zu
prüfen, obwohl ein anderer Staat dafür zuständig wäre. Eine solche Formulierung würde
der Dublin-III-Verordnung und dem Non-Refoulement-Prinzip – und somit zwingendem
Völkerrecht – widersprechen, so der Bundesrat. Der Nationalrat, der die Motion im
Rahmen der in der Herbstsession 2023 stattfindenden ausserordentlichen Session
«Zuwanderung und Asyl» beriet, folgte indes einem Antrag Dettling (svp, SZ) und nahm
die Motion in ihrer ursprünglichen Fassung, also inklusive der ersten Forderung, an.
Erfolglos blieb ein Antrag von Céline Widmer (sp, ZH), die neben der ersten auch die
zweite, vierte und fünfte Forderung der Motion ablehnen wollte. Für die vollständige
Annahme der Motion sprachen sich die Fraktionen der SVP, der FDP und der Mitte aus,
die beiden letzteren mit vereinzelten Ausnahmen. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2023
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2023 beugte sich der Nationalrat über eine zuvor vom Ständerat
befürwortete Motion Salzmann (svp, BE) mit der Forderung nach einer
Rückführungsoffensive. Während der Nationalrat im Juni 2023 im Rahmen der
ausserordentlichen Session «Migration» noch die Ablehnung einer identisch lautenden
Motion der SVP-Fraktion (Mo. 23.3073) beschlossen hatte, revidierte er nun diesen
Entscheid. Er tat dies auf Anraten einer breiten Mehrheit der SPK-NR, nachdem die
Kommission Vertretende der Kantone und der Internationalen Organisation für
Migration (IOM), sowie einen Experten für Migrationsrecht angehört und daraufhin
Handlungsbedarf ausgemacht hatte. Hingegen erachtete die Kommissionsmehrheit die
vom Motionär ebenfalls geforderte Ergreifung von Sanktionen gegenüber
Herkunftsländern im Falle einer fehlenden Kooperationsbereitschaft als nicht
zielführend, weswegen sie die Annahme der Motion ohne diesen Passus beantragte. 
Mit 127 zu 67 Stimmen (0 Enthaltungen) stimmte der Nationalrat für die abgeänderte
Version der Motion und sprach sich gegen die unveränderte Annahme der Motion aus,
wie dies eine Minderheit Bircher (svp, AG) im Namen der SVP-Fraktion verlangt hatte.
Mit ähnlichem Stimmenverhältnis, aber diesmal unter Opposition des links-grünen
Ratsspektrum, sprach er sich in der Folge auch gegen einen Einzelantrag von Céline
Widmer (sp, ZH) aus, die die komplette Ablehnung der Motion gefordert hatte. 5

MOTION
DATUM: 19.12.2023
MARLÈNE GERBER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ein Postulat Widmer (sp, ZH), welches einen Bericht über Massnahmen zur sprachlichen
Gleichstellung aller Geschlechter in der Bundesverwaltung forderte, wurde durch die
Postulantin vor der Herbstsession 2022 zurückgezogen. Ihre ursprüngliche Forderung
begründete die Postulantin insbesondere mit dem Verbot des Gendersterns in der
Bundesverwaltung, welches weder zeitgemäss sei noch alle Geschlechter adäquat
inkludiere. Besonders angesichts der Inklusion des Gendersterns in Stadtverwaltungen,
Hochschulen und auch privaten Unternehmen sei es an der Zeit, dass diese Form des
Genderns ihren Weg in die Bundesverwaltung finde. Der Bundesrat erwiderte jedoch,
dass die Bundesverwaltung bereits auf die Verwendung geschlechtergerechter und
-inkludierender Sprache achte. Dies werde unter anderem in Form von
geschlechtsneutralen Ausdrücken oder Paarformen umgesetzt. Der Gebrauch des
Gendersterns beeinträchtige dagegen die Lesbarkeit von Texten und könne zu unklaren
Bedeutungen führen. 6

POSTULAT
DATUM: 05.09.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2021, S. 2380 ff.
2) AB NR, 2022 S. 814 ff.; Stellungnahme UNHCR vom 14.4.21
3) AB NR, 2022 S. 990 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 29.04.22
4) AB NR, 2023, S. 1996 ff.; AB NR, 2023, S. 2012 f.
5) AB NR, 2023, S. 2459 ff.; Bericht SPK-NR vom 9.11.23
6) Po. 22.3460
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